
Im Anschluss an das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts stellt sich insbeson-
dere die Frage, wie und durch wen eine
rechtlich vertretbare und ethisch verant-
wortete Praxis der Suizidassistenz gestal-
tet werden kann. Während das Rechts-
system vor allem eine Sicherung der for-
malen Voraussetzungen einer freiverant-
wortlichen Entscheidung fordert, gehen
die ethischen Verpflichtungen darüber
hinaus. Zum einen beinhaltet das Auto-
nomieprinzip nicht nur die Achtung, son-
dern auch die Förderung der Selbstbe-
stimmung und die aktive Unterstützung
bei der Entscheidungsfindung. Zum an-
deren fordern die Prinzipien des Wohl-
tuns und Nichtschadens eine umfassen-
de Sorge um das Wohlergehen der be-
troffenen Menschen, über die Sicherung
der selbstbestimmten Entscheidung hi-
naus. Erforderlich ist folglich nicht nur
ein Schutzkonzept für die freiverantwort-
liche Entscheidung, sondern ein umfas-
sendes Unterstützungskonzept für Men-
schen, die einen Suizid erwägen, in einer
existenziellen Entscheidungssituation.
Aus meiner Sicht sprechen verschiedene
Argumente dafür, dass Ärzt*innen auf-
grund ihrer spezifischen Qualifikationen
eine ganz zentrale Rolle bei der Suizidas-
sistenz einnehmen.
Zunächst erfordert die unverzichtbare
Feststellung der Freiverantwortlichkeit
ärztliche Kompetenzen, sowohl bei der

Feststellung der Selbstbestimmungsfä-
higkeit als auch bei der Information über
alle entscheidungsrelevanten Gesichts-
punkte, insbesondere wenn der Suizid-
wunsch im Zusammenhang mit einer Er-
krankung entstanden ist. In diesem Fall
ist es eine ärztliche Aufgabe, den Betrof-
fenen über seine aktuelle medizinische
Situation und die verfügbaren medizini-
schen Handlungsoptionen als mögliche
Alternativen zur Selbsttötung aufzuklä-
ren. Für psychosoziale Unterstützungs-
angebote kann die Einbeziehung weite-
rer Berufsgruppen erwogen werden. Zur
Abklärung, ob der Suizidwunsch die Fol-
ge einer psychischen Erkrankung ist,
sind entsprechend psychiatrisch ge-
schulte Personen hinzuzuziehen.
Die Unterstützung bei der Entschei-
dungsfindung sollte darauf abzielen, den
Betroffenen in einer gemeinsamen Deli-
beration dazu zu befähigen, eine wohl
abgewogene Entscheidung gemäß sei-
nen individuellen Präferenzen und Le-
bensplänen zu treffen. Hierbei sind ähn-
liche Anforderungen an das Gespräch ge-
stellt wie sonst beim gemeinsamen Pro-
zess der medizinischen Entscheidungs-
findung (Shared Decision Making), so-
dass Ärzt*innen in der Verbindung von
medizinisch-fachlicher und kommunika-
tiver Kompetenz besonders geeignete
Gesprächsparter*innen sein können. Vo-
raussetzung ist allerdings eine entspre-
chende Erfahrung in der Gesprächsfüh-
rung mit Menschen mit Todeswünschen.

Die ethische Wohlergehensperspektive
fordert darüber hinaus eine umfassende
Hilfe für Menschen mit Suizidwünschen.
Sich um diese Menschen zu kümmern,
gehört zu den zentralen Aufgaben von
Ärzt*innen und anderen Berufsgruppen
im psychiatrischen und psychotherapeu-
tischen Bereich. Auch die Bundesärzte-
kammer hat jüngst Hinweise zum ärztli-
chen Umgang mit Suizidalität und Todes-
wünschen veröffentlicht (Bundesärzte-
kammer 2021). Allerdings steht dort
ausschließlich die Suizidprävention und
damit die Hilfe zum Weiterleben im Vor-
dergrund. Während das Gespräch über
Suizidalität und Todeswünsche eine ärzt-
liche Aufgabe sei, so die Bundesärzte-
kammer, gehöre die Mitwirkung bei der
Selbsttötung nicht zur Ausübung des
ärztlichen Berufs. Allerdings stehe es
Ärzt*innen frei, im Einzelfall Hilfe zur
Selbsttötung zu leisten.
Dabei gäbe es durchaus gute Gründe,
Ärzt*innen auch mit der Begleitung der
Umsetzung des Suizids zu betrauen.
Zum einen setzt die effektive und sichere
Durchführung des Suizids medizinisches
Fachwissen voraus. Zum anderen stellt
sich die Frage, warum sich die ärztliche
Hilfe für Menschen mit einem Suizid-
wunsch ausschließlich auf die Hilfe zum
Weiterleben beschränken soll. Im Ge-
spräch müssen alle Optionen einschließ-
lich der gewünschten Selbsttötung ge-
meinsam mit dem Betroffenen erwogen
werden – und warum sollte dann die Um-
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Das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) hat im Februar 2020 das Ver-
bot der geschäftsmäßigen Förderung
der Selbsttötung (§217 StGB) für ver-
fassungswidrig erklärt und festge-
stellt, dass das Recht auf selbstbe-
stimmtes Sterben auch die Freiheit
umfasst, sich selbst das Leben zu
nehmen und dabei die Hilfe Dritter in
Anspruch zu nehmen. Vorausgesetzt
wird dabei, dass der Suizidentschluss

freiverantwortlich gefasst wurde. Le-
bensalter, Lebenssituation, etwaige
Erkrankungen und deren Stadium
oder die Prognose spielen keine Rolle.
Das Gericht hat zudem festgestellt,
dass niemand dazu verpflichtet wer-
den kann, Assistenz beim Suizid zu
leisten. Aktuell wird intensiv darüber
diskutiert, ob und ggf. in welcher
Form der Gesetzgeber Regelungen
zum Schutz der Selbstbestimmung

über das eigene Leben ergreifen soll.
In diesem Zusammenhang stellt sich
auch die Frage, ob Suizidassistenz eine
ärztliche Aufgabe ist. Der Deutsche
Ärztetag hat dies im Mai 2021 ver-
neint, allerdings zugleich das Verbot
der ärztlichen Unterstützung von Sui-
ziden aus der Musterberufsordnung
gestrichen.

Debatte: Pro & Kontra… Psychiat Prax 2022; 49: 67–68 | © 2022. Thieme. All rights reserved. 67

D
ie

se
s 

D
ok

um
en

t w
ur

de
 z

um
 p

er
sö

nl
ic

he
n 

G
eb

ra
uc

h 
he

ru
nt

er
ge

la
de

n.
 V

er
vi

el
fä

lti
gu

ng
 n

ur
 m

it 
Z

us
tim

m
un

g 
de

s 
V

er
la

ge
s.



setzung einer Option, d. h. der assistierte
Suizid, aus dem Hilfsangebot ausgeglie-
dert werden? Möglicherweise lassen
sich Menschen mit Suizidgedanken eher
erreichen, wenn Ärzt*innen für ein er-
gebnisoffenes Gespräch und eine umfas-
sende Hilfe einschließlich der Suizidassis-
tenz zur Verfügung stehen. Auch mit
Blick auf die Möglichkeiten der Suizid-
prävention erscheint folglich nicht die
ärztliche Mitwirkung bei der Selbsttö-
tung, sondern vielmehr der Verzicht auf
diese begründungsbedürftig.
Welche Gründe ließen sich hierfür anfüh-
ren? Zunächst müsste man prüfen, ob
die Hilfe zur Selbsttötung intrinsisch
dem ärztlichen Handeln bzw. dem ärztli-
chen Ethos widerspricht. Allgemein lässt
sich ärztliches Handeln als eine bestimm-
te Form der Praxis eigentlich nur über die
Zielsetzung definieren: Hilfe für kranke
oder von Krankheit bedrohte Menschen.
Da ärztliche Hilfe in vielen Fällen auch die
Begleitung beim selbstbestimmten Ster-
ben umfasst, beispielsweise beim von Pa-
tient*innen gewünschten Verzicht auf
lebenserhaltende Maßnahmen, stellt
sich die Frage, warum in bestimmten Si-
tuationen nicht auch eine Mitwirkung
bei der Selbsttötung eine legitime Form
der ärztlichen Hilfe sein kann. Allenfalls
könnte man argumentieren, dass die
Mitwirkung bei Suizidwünschen ohne
Krankheitsbezug nicht zu den ärztlichen
Aufgaben gehöre. Aber auch diese Men-
schen haben Anspruch auf Unterstüt-
zung – die vermutlich von Ärzt*innen
am besten geleistet werden kann, die im
Umgang mit Todeswünschen erfahren
bzw. entsprechend geschult sind.
Aus der Wohlergehensperspektive ist vor
allem zu prüfen, welche anderen Lö-
sungswege es für die Sorgen und Nöte
der Betroffenen gibt. Diese gehen in die
gemeinsame Deliberation ein und kön-
nen darüber hinaus den beteiligten
Ärzt*innen im Einzelfall eine Orientie-
rung bei der Entscheidung bieten, ob sie
einem Wunsch nach Suizidassistenz
nachkommen sollen oder nicht. Dabei

wäre insbesondere zu prüfen, ob starke,
am Wohlergehen der Betroffenen orien-
tierte Argumente für eine andere Hand-
lungsoption sprechen. Dies könnte bei-
spielsweise dann der Fall sein, wenn es
eine Handlungsalternative gibt, die den
Betroffenen eine hinsichtlich Lebensqua-
lität bzw. Lebensmöglichkeiten nicht
gravierend eingeschränkte Zukunftsper-
spektive bietet.
Folglich spricht einiges dafür, dass
Ärzt*innen eine ergebnisoffene Unter-
stützung für Menschen mit Suizidwün-
schen anbieten, die neben der Hilfe zum
Weiterleben ggf. auch eine Assistenz zur
Selbsttötung umfasst. Primäres Ziel der
Unterstützung wäre die Ermöglichung
einer selbstbestimmten Entscheidung
(nicht die Verhinderung eines Suizids!),
getragen von einer wertschätzenden
Grundhaltung gegenüber dem Suizid-
wunsch. Natürlich könnte man die Sui-
zidassistenz auch auf andere Berufsgrup-
pen beispielsweise im Kontext von Ster-
behilfeorganisationen übertragen. Dies
wäre aber durch entsprechende Vorteile
für die Betroffenen zu rechtfertigen –
nicht allein durch die Behauptung, die
Mitwirkung bei der Selbsttötung sei kei-
ne ärztliche Aufgabe.
Im Lichte dieser Argumentation wäre es
wünschenswert, die Ärzteschaft gäbe
ihre zurückhaltende Position auf und
würde sich klar dazu bekennen, dass die
Hilfe für Menschen mit Suizidwünschen
eine ärztliche Aufgabe ist, die neben Hil-
fen zum Weiterleben auch die Assistenz
bei der Selbsttötung umfasst. Eine ent-
sprechende berufsethische Regelung
der ärztlichen Suizidassistenz könnte
aufwendige gesetzlich verankerte Kon-
trollprozeduren überflüssig machen –
zumal die Assistenz beim nicht freiver-
antwortlichen Suizid bereits heute straf-
bar ist. Die unverzichtbare Suizidpräven-
tion sollte vor allem auf der Systemebene
ansetzen und sicherstellen, dass die
Lebensbedingungen der Menschen ins-
besondere bei Erkrankungen und Pflege-
bedürftigkeit so gestaltet sind, dass die

Betroffenen nicht zum Tode verzweifeln
und die Selbsttötung als einzige Lösung
ansehen.
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